
Wir leben derzeit in einem 
sozialen Kontext, in dem davon 
ausgegangen wird, der Staat sei 
tatsächlich für das menschliche 

Glück verantwortlich.

Erny Gillen

„Zuerst war die Solidarität da“
Im Gespräch mit Pierre Lorang erklärt Ethiker Erny Gillen,  

wie das Subsidiaritätsprinzip die luxemburgische Vereinslandschaft  
geformt und geprägt hat. 

Das Subsidiaritätsprinzip ist ein wichtiger 
Grundsatz der katholischen Soziallehre und 
seit dem 1992 geschlossenen Vertrag von 
Maastricht auch der europäischen Gesetzge-
bung. Können Sie uns erklären, worum es 
sich hierbei handelt?

Das Subsidiaritätsprinzip lässt sich am 
besten mit der Formel „Hilfe zur Selbst-
hilfe“ beschreiben. Oft wird hier das Bei-
spiel des in Not geratenen Fischers zitiert, 
dem man entweder einen Fisch oder eine 
Angel gibt. Das Subsidiaritätsprinzip 
würde sagen: Gib dem Menschen eine 
Angel, damit er selbst wieder Fische fan-
gen kann, und wenn er gar nichts zu essen 
hat, vielleicht auch noch zwei oder drei 
Fische dazu. Es ist ein sehr altes Prinzip 
zur Strukturierung der Gesellschaft nach 
Verantwortungsbereichen und Kompeten-
zen: Auf der einen Seite steht der einzelne 
Mensch bzw. die Familie, auf der anderen 
Seite die Institutionen, z. B. der Staat oder 
die Kommunen. Es geht darum, Freiheit 
auf der untersten Ebene leben zu können, 
das heißt, dass niemand meine persönli-
che Freiheit beeinträchtigt und dass eine 
Familie frei ist, sich selbst zu verwalten. 
Andererseits besteht aber auch eine Ver-
antwortung des Staates, der Kommunen 
oder der EU, den Menschen zu helfen, 
wenn diese sich selbst nicht mehr helfen 
können. Ziel ist hierbei nicht die Schaf-
fung einer Abhängigkeit, sondern die 

Wiedererlangung der Fähigkeit zur auto-
nomen Gestaltung des eigenen Lebens. 
Das kann eine heikle Angelegenheit sein. 
Jeder, der Kinder großzieht, steht mehr als 
einmal vor der Frage: Wie weit gehe ich in 
der Lenkung meiner Kinder, und wie weit 
erziehe ich sie zur Freiheit? Den idealen 
Mittelweg zu "nden, ist eine Herausfor-
derung. Deshalb gehört auch die Frage 

der Subsidiarität ins Zentrum des politi-
schen Diskurses. Immer wieder muss neu 
verhandelt werden, um welche Räume es 
aktuell geht. Von unten nach oben arti-
kuliert sich die Forderung nach mehr 
Freiheiten und mehr Autonomie, und 
von oben nach unten wird verlangt, dass 
man sich selbstverständlich an bestimmte 
Regeln hält. Hier liegt der Kern der politi-
schen Auseinandersetzung.

Sie sagten, von unten bestehe der Wunsch 
nach mehr Freiheiten. Ist es im Gegenteil 
nicht eher so, dass gefordert wird, der Staat 
solle mehr Aufgaben übernehmen?

Wir leben derzeit in einem sozialen Kon-
text, in dem davon ausgegangen wird, der 
Staat sei tatsächlich für das menschliche 
Glück verantwortlich. Das war aber nie 
so beabsichtigt. In geschichtlicher Pers-
pektive ist der Staat, wie wir ihn heute 
kennen, ein relativ junges Konstrukt. Die 
Menschen der Frühzeit organisierten sich 
in Clans oder Sippen. Mit zunehmender 
Komplexität des Zusammenlebens ent-
schieden sie sich dazu, bestimmten Perso-
nen, z. B. durch Wahl, Verantwortung zu 
übertragen und damit auch Macht abzu-
geben. Die Macht kommt also ursprüng-
lich von unten und liegt beim Volk. Das 
wird auch immer wieder betont, wenn wir 
wählen gehen, und manchmal vergessen 
wir es. Die Erwartungshaltung, dass die 
gewählten Volksvertreter auf einmal all-
mächtig seien und dem einzelnen Men-
schen in allen Lebenssituationen helfen 
könnten, ist ein Trugschluss, der sich in 
den 70er und 80er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts eingependelt hat. In Wirk-
lichkeit trägt in erster Linie der Mensch 
die Verantwortung – für sich selbst und 
für die Menschen, mit denen er zusam-
menlebt. Die erste Verantwortung besteht 
darin, im kleinen Kreis, z.  B. in der 

22 forum 442 Dossier



Das Subsidiaritätsprinzip setzt 
also voraus, dass es bereits 
Institutionen gibt, an die 

Befugnisse und Verantwortung 
delegiert werden können.

Familie oder einer Wohngemeinschaft, 
Solidarität zu scha#en. Erst wenn diese 
Solidarität nicht ausreicht, sollte man die 
Hilfe einer übergeordneten Ebene bean-
spruchen dürfen.

Sie erwähnen den Begri! der Solidarität. 
Neben den Prinzipien der Solidarität und 
der Subsidiarität beruht die katholische 
Soziallehre auf einem weiteren Grundpfei-
ler: dem Personalitätsprinzip. Können Sie 
uns kurz erklären, wieso das eine Prinzip 
ohne das andere nicht denkbar ist?

Die katholische Kirche, die diesen Grund-
satz, zumindest nach außen hin, hochhält, 
spricht immer von der menschlichen Per-
son und ihrer unantastbaren Würde. Dar-
aus ergeben sich alle Rechte und P$ich-
ten des Einzelnen. Das bedeutet, dass die 
unveräußerlichen Menschenrechte der 
Würde und dem Wohl der Person geschul-
det sind. Allerdings kann der Einzelne 
nicht alleine leben, er braucht die Solidar-
gemeinschaft, die zugleich dem Gemein-
wohl verp$ichtet ist. Und die erste Soli-
dargemeinschaft ist die Familie, wo 
sowohl für die Erziehung der Kinder als 
auch die Betreuung der älteren Generatio-
nen gesorgt wird. In früheren Zeiten orga-
nisierten sich die Menschen ausschließlich 
innerhalb kleiner Gemeinschaften von 
Verwandten, was man heute noch in vie-
len Entwicklungsländern vor"ndet. Wenn 
wir nun über die Familie hinausgehen 
und unter Umständen die Dorfgemein-
schaft einspringt und sich organisieren 
muss, erst dann kann man von Subsidi-
arität sprechen. Das Subsidiaritätsprinzip 
setzt also voraus, dass es bereits Instituti-
onen gibt, an die Befugnisse und Verant-
wortung delegiert werden können. Ab 
diesem Punkt haben wir es mit einem 
Organisationsprinzip zu tun und die 
entscheidende (Streit-)frage lautet: Wer 
ist für was verantwortlich? Nehmen wir 
das Beispiel der Europäischen Union im 
Verhältnis zu ihren Mitgliedstaaten: Im 
Schengener Abkommen haben die Län-
der die Verantwortung für ihre Grenzen 
gewissermaßen an die EU abgegeben. 
Oder auch die Währungsunion: Wir hat-
ten seinerzeit gemeinsam mit Belgien den 
Franken, die Deutschen ihre D-Mark usw. 
Mit der Einführung des Euro haben die 
Teilnehmerländer ihre Kompetenzen in 
Sachen Geldpolitik an die Europäische 

Zentralbank (EZB), also eine Institution 
auf supranationaler Ebene übertragen. 
Der Euro ist ein sehr typisches Beispiel für 
das Subsidiaritätsverständnis der EU. Die 
EZB genießt ein hohes Maß an Autono-
mie und operiert nach den Regeln, auf die 
sich die Mitgliedstaaten 1998 bei deren 
Gründung geeinigt haben.

Kommen wir zum "ema Vereine in Luxem-
burg: Inwiefern kann man davon sprechen, 
dass das Subsidiaritätsprinzip die Vereins-
landschaft hierzulande geprägt hat?

Ausgangspunkt für die Gründung von 
Vereinen war die 1848 erkämpfte Mei-
nungs- und Versammlungsfreiheit: Erst-
mals konnten sich die Menschen außer-
halb ihrer Familien und Nachbarschaften 

frei versammeln und solidarisch organi-
sieren, z. B. innerhalb von Unternehmen 
oder in Interessengruppen. Damit einher 
geht das Recht, über die Organisation 
des Gemeinwesens zu diskutieren und 
eigene politische Positionen zu formulie-
ren, selbst wenn diese nicht im Sinne der 
jeweils Regierenden sind. Und weil das 
Subsidiaritätsprinzip die Eigenverantwor-
tung betont, kann es auch der Domesti-
zierung und Mäßigung im demokrati-
schen Diskurs dienlich sein.

Ist der luxemburgische Wohlfahrts-
staat eine genuine Anwendung des 
Subsi diaritäts  prinzips?

Blickt man in der Geschichte zurück, war 
zuerst die Solidarität da. In den religiö-
sen Kongregationen, die rechtlich gese-
hen ja ebenfalls Vereine sind, schlossen 
sich beispielsweise Frauen zusammen, 
um sich eine gemeinsame Lebensgrund-
lage zu scha#en, aber auch um Kranken 
und Alten oder auch elternlosen Kindern 

zu helfen. Die staatliche Intervention hier 
war damals gleich null. Erst als das Spital-
wesen von seinen Infrastrukturen her an 
die Grenzen seiner eigenen Mittel stieß, 
wurde sich der Staat seiner Verantwortung 
bewusst. Aus diesem Grund schloss er 
Verträge mit den Ordensgemeinschaften 
beziehungsweise mit deren Ablegern, um 
das zu bewahren, was aus realen Bedürf-
nissen und der Solidarität inmitten der 
Gesellschaft entstanden war. Im Bereich 
der nicht-medizinischen Sozialarbeit 
geschah etwas ganz Ähnliches. Auch hier 
schritt der Staat mit Steuergeldern ein, 
um die in der Gesellschaft entstandene 
Solidarität mitzugestalten. Erst durch die 
ö#entliche Teil"nanzierung konnte man 
z.  B. die Kinderheime dezentralisieren 
oder andere Konzepte für Alten- und P$e-
geheime erarbeiten und umsetzen. Der 
Staat schloss sich also "nanziell der Soli-
daritätsbewegung an und verlangte das 
Recht der Mitbestimmung. Dabei stand 
schon am Anfang die Frage im Raum, 
ob man den Sozialsektor gänzlich in eine 
ö#entliche Einrichtung überführen oder 
ihm mit staatlicher Unterstützung seine 
Autonomie lassen sollte. Parallel dazu kam 
es zu einer Professionalisierung der Tätig-
keiten und es entstanden neue Berufe wie 
Kranken p$eger, Psychologe oder Sozial-
arbeiter. Deren Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen sind über Kollektivverträge 
geregelt, die zwischen Staat, Trägern und 
Gewerkschaften verhandelt werden. Und 
je aufwändiger die soziale Arbeit wird, 
desto stärker beteiligt sich der Staat "nan-
ziell. Allerdings wurden in Luxemburg die 
wenigsten Sozialstrukturen auf staatliche 
Initiative hin gescha#en. Sie entstanden, 
weil es konkreten Bedarf gab, auf den wie-
derum eine solidarische Reaktion erfolgte. 
Sofern diese mit privaten Spendengeldern 
finanzierten Einrichtungen dann auch 
tatsächlich funktionierten, wurde in vie-
len Fällen eine staatliche Unterstützung in 
Betracht gezogen.

Ehrenamtliches Engagement ist nach wie 
vor wichtig, gerät jedoch zunehmend in den 
Hintergrund. Darüber hinaus gibt es immer 
mehr gesetzliche und regulatorische Vorga-
ben, die beachtet werden müssen. Kann man 
hier noch von Subsidiarität sprechen? Oder 
handelt es sich einfach um private Akteure, 
die im Outsourcing Arbeit für den Staat 
leisten?
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Eine interessante Frage, da diese Sicht-
weise erst seit kurzem diskutiert wird. 
Man kann sich natürlich fragen, wie 
viel Solidaritätsemp"nden noch hinter 
gemeinnütziger Arbeit steckt. Der Wille 
zur Solidarität manifestiert sich beispiels-
weise in den Vorständen der Vereine, wo 
die allermeisten noch ehrenamtlich, also 
unbezahlt tätig sind. Viele Mitglieder 
übernehmen aus freien Stücken große 
Verantwortung in der Vereinsarbeit und 
machen sie so erst möglich.

Besteht mit wachsender Größe und Kom-
plexität solcher Strukturen aber nicht die 
Gefahr, dass das Engagement ehrenamtlicher 
Helfer an seine Grenzen kommt?

Es läuft seit rund dreißig Jahren eine 
intensive Diskussion darüber, wie die 
Governance der Sozialarbeit organi-
siert sein sollte. Damals gab es bereits 
Überlegungen, das deutsche Modell der 
gemeinnützigen GmbH (Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung) auch im luxem-
burgischen Recht zu übernehmen. Es gibt 
in der gGmbH eine andere Governance, 
einen anderen Grad an Professionalisie-
rung auf der Führungsebene und auch ein 
anderes Maß an Verantwortlichkeit für die 
Mitglieder. Wir kennen hierzulande stan-
dardmäßig nur die ASBL, also die associ-
ation sans but lucratif oder die Stiftung. 

Deswegen firmieren Krankenhäuser, 
P$ege- oder Kinderheime bis heute teil-
weise als Vereine oder Fondations. Aber 
ich glaube nicht, dass irgendjemand 
je der Meinung war, dies sei die ideale 
Rechtsform. 

Können Sie kurz erläutern, was es mit der 
gemeinnützigen GmbH (gGmbH) auf sich 
hat und warum es für den luxemburgischen 
Gesetzgeber sinnvoll wäre, sich damit zu 
befassen?

Hier in Luxemburg ist es die SARL 
(Société à responsabilité limitée), die der 
GmbH in Deutschland entspricht. Es 
ist eine Rechtsform für Handelsgesell-
schaften, die Gewinn erwirtschaften wol-
len. Bei der gGmbH hingegen erkennt 
der deutsche Staat z.  B. im Steuerrecht 
bestimmte Leistungen als gemeinnützig 
an. Dazu zählen Krankenhäuser, Alten-
heime, Hochschulen  … Die Verwaltung 
erfolgt jedoch nach den Regeln der kom-
merziellen Betriebsführung. Bei der Ände-
rung des ASBL-Gesetzes vor zwei Jahren 
hat man den Gedanken in Luxemburg 
zumindest aufgegri#en: Ab einer gewis-
sen Umsatzsumme muss eine ASBL ihre 
Konten nun fachmännisch überprüfen 
lassen oder sie unter Umständen sogar ver-
ö#entlichen. Allerdings stellen wir heute 
fest, dass dies weder Auswirkungen auf die 

Verwaltungskultur hatte noch die Fragen 
der Verantwortlichkeit de"nitiv geklärt 
wurden. Im Verein sind grundsätzlich 
die Mitglieder und die Personen, die im 
Vorstand sitzen, für alles verantwortlich, 
was im Verein passiert – und gegebenen-
falls auch persönlich haftbar. Bei einer 
gewerblichen Gesellschaft, wie etwa der 
gemeinnützigen GmbH, liegt die Haf-
tung beim Geschäftsführer und ist auf 
das eingebrachte Kapital beschränkt. Die 
Verwaltungs- und Managementstruktur 
ist eine völlig andere. Mit der gesetzlichen 
Einführung der SIS (Société d’impact 
sociétal) versuchte man, den Gedanken 
der Solidarwirtschaft in das Luxembur-
ger System zu übertragen. Noch gibt es 
hierzu keine klaren Erfahrungswerte, die 
das gewählte Modell als richtungsweisend 
bestätigen würden. 

Zahlt eine solche gemeinnützige GmbH 
Gewinndividenden an die Teilhaber aus?

Nein, der Gewinn muss in den Zweck 
reinvestiert werden, für welchen das 
Unternehmen gegründet wurde. Genauso 
ist es auch mit dem Verein, der Gewinn 
erwirtschaftet hat: Er gibt ihn nicht aus, 
sondern dieser bleibt dem Zweck verbun-
den und wird im Folgejahr wieder zielge-
recht investiert.

Etabliert sich durch die Professionalisierung 
und die hohen Geldsummen, die in diesen 
Strukturen zirkulieren, nicht ein „neoli-
beraler“, auf Effizienz und Rentabilität 
getrimmter Geist? Ist das nicht eine Denk-
weise, die der ursprünglichen Zielsetzung 
des Subsidiaritäts- und Personalitätsprinzips 
zuwiderläuft?

Nein, ich glaube, das liegt an einem tief 
verwurzelten Missverständnis in unse-
rer Gesellschaft. Sobald es um Geld geht, 
wird mit Kriterien der Betriebswirtschaft 
räsoniert. Dabei wird vergessen, dass es 
auch eine Volkswirtschaft gibt. Im Deut-
schen kennt man den schönen Begri# der 
„Daseinsvorsorge“. Er ist auf den sozialen 
Bereich anwendbar, also eine völlig andere 
Welt als die rein marktwirtschaftliche 
Geschäftswelt, wo man Gewinn machen 
muss, sonst geht man bankrott. In der 
Sozialarbeit, die immer mit einer Plurali-
tät an Optionen lebt, ist dies jedoch nicht 
ohne weiteres möglich. Aus diesem Grund 
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sprechen wir von einer philosopie d’action 
oder einem Leitbild. Elisabeth, z. B. ver-
folgt in der Arbeit mit Menschen mit 
Behinderung einen anderen Ansatz als die 
Fondation Kräizbierg oder die APEMH 
(Association des parents d’enfants men-
talement handicapés). Damit gibt man 
der bedürftigen Person die Freiheit, selbst 
zu entscheiden, in welche Einrichtung, 
Krankenhaus oder P$egeheim sie gehen 
möchte. Jetzt könnte man behaupten, das 
sei alles dasselbe, ist es aber nicht. Und ich 
glaube, genau diese bürgerlichen Freiheiten 
stehen auf dem Spiel. Letztlich geht es um 
die Frage: Steht der Staat im Dienste der 
Gesellschaft, also seiner Bürger, oder steht 
die Gesellschaft im Dienste des Staates?

Das heißt, in Luxemburg ist es grundsätzlich 
akzeptiert, dass das Sozialwesen sehr plura-
listisch ist oder Krankenhäuser auch mal im 
Wettbewerb stehen? Wir brauchen keinen 
National Health Service wie in England 
oder eine umfassende „Verstaatlichung“ des 
Sozialsektors?

Also ich ho#e, dass niemand diese Gedan-
ken hegt. Sie stünden de"nitiv im Wider-
spruch zu unserer ganzen Tradition und 
der Entwicklungsgeschichte des Sozial-
sektors in Luxemburg. Übernähme der 
Staat, also die Politik, diese Aufgabe, 
müsste er sich auf eine kohärente Hand-
lungsphilosophie festlegen. Es ist für mich 
nicht denkbar, sich in einer pluralisti-
schen Gesellschaft auf eine einheitliche 
Handlungsphilosophie für den gesamten 
Gesundheits- und Sozialbereich zu eini-
gen. Die Menschen und ihre Bedürfnisse 
sind zu unterschiedlich. Genau darum 
müssen wir uns mit dem Subsidiaritäts-
prinzip auseinandersetzen. Und wer das 
tut, muss sich auch mit der Autonomie 
anfreunden, die mit der Subsidiarität 
einhergeht.

Das Departement des plaidoyer politique 
der Caritas wurde nicht von Hëllef um 
Terrain (HUT) übernommen. Versucht der 
Staat hier möglicherweise, den neuen Ver-
ein an die kürzere Leine zu nehmen? Wäre 
das nicht ein Verstoß gegen den Freiheits-
gedanken, der dem Subsidiaritätsprinzip 
zugrunde liegt?

Es ist komplizierter, fürchte ich. Die Frage 
ist: Wer stellt die Mittel bereit, um ein 

solches Plädoyer zu ermöglichen? Müss-
ten nicht etwa die Bürger selbst aufstehen 
und sich dazu entschließen? Auch die 
Freiheit hat ihren Preis. Also ich verstehe 
schon, dass ein Staat nicht seine eige-
nen Kritiker bezahlen möchte. Das wäre 
ein bisschen unsinnig, denn es könnte 
ja auch so verstanden werden, als dürfte 
der Staat demjenigen diktieren, was er 
sagen soll. Ich glaube eher, dass mittlere 
Instanzen sinnvoll wären. Diese könnte 
der Staat nun fördern, etwa indem er die 
steuerliche Absetzbarkeit von Spenden-
geldern zulässt. Das gehört ja auch zum 
Subsidiaritätsprinzip.

Wie ist die politische Interessenvertretung der 
Caritas entstanden? Und wie hat sie sich im 
Laufe der Zeit organisatorisch und #nanziell 
entwickelt? Ist sie immer schon vom Staat 
#nanziert worden?

Nein, die meisten Dinge, die bei der 
Caritas ins Leben gerufen wurden, dar-
unter auch das plaidoyer politique, wurden 
zuerst durch Spenden "nanziert. Ist später 
dann ein ö#entlicher Geldgeber zur Stelle, 
besteht auf Seiten des Trägers natürlich die 
Versuchung, die Spendengelder zu nutzen, 
um weiteren neuen Notsituationen zu 
begegnen. Es ist immer eine Abwägung: 
Was bezahle ich durch Spenden und was 
lasse ich vom Staat "nanzieren? So gese-
hen ist es sehr schlimm, dass der Finanz-
skandal bei der Caritas – und nicht durch 
die Caritas – enorme Auswirkungen auf 
den gesamten gemeinnützigen Sektor und 
die Spendenbereitschaft hatte. Ich glaube, 
wir müssen hier wirklich an jeden Bürger 
appellieren: Es geht um Eure Freiheit und 
darum, was Ihr in dieser Gesellschaft nicht 
nur mit Steuergeldern, sondern bewusst 
und gezielt auch durch Spenden ermögli-
chen wollt. 

(Im Video-Interview wird die Debatte um die LGBT-
Petitionen im Parlament in den Kontext des subsidiari-
schen Denkens gesetzt.
Das Interview fand am 7. Februar 2025 statt.) 

Also ich verstehe schon, dass 
ein Staat nicht seine eigenen 
Kritiker bezahlen möchte.

Das Video zum 
Interview mit  
Erny Gillen
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